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Medienmitteilung - Informationen aus der Herbstversammlung der KKJPD vom 14./15. Novem-
ber 2024 in Filzbach 

 

Die KKJPD trifft sich zur Herbstversammlung in Filzbach im Kan-
ton Glarus. Die Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und  
-direktoren haben sich in Anwesenheit von Bundesrat Beat Jans 
mit aktuellen Themen im Justiz- und Sicherheitsbereich befasst.  
 

Konstruktiver Austausch mit Bundesrat Beat Jans 

Am 14. und 15. November 2024 hat in Filzbach im Kanton Glarus die alljährliche Herbstversammlung 
der KKJPD stattgefunden. Die Justiz- und Polizeidirektorinnen und -direktoren der Kantone diskutier-
ten dabei mit dem Vorsteher des EJPD schwerpunktmässig aktuelle Herausforderungen im Migrati-
ons-, Asyl-, Justiz- und Polizeibereich. Bundesrat Beat Jans informierte die Kantonsvertreter über die 
Situation im Asylbereich sowie über den Stand der Verhandlungen der Schweiz mit der EU und über 
neue Gesetzgebungsprojekte des Bundes. Zudem haben die Anwesenden vom Zwischenbericht 
zum nationalen Aktionsplan zur Istanbul-Konvention sowie von der Evaluation zu den Pilotprojekten 
zur elektronischen Überwachung bei häuslicher Gewalt Kenntnis genommen. 

Sicherheit im Asylbereich 

Die KKJPD hat sich im Frühjahr 2024 für Massnahmen zur Bekämpfung von Kriminalität durch Asyl-
suchende ausgesprochen. In Zusammenarbeit mit dem Staatsekretariat für Migration wurden erste 
Massnahmen ergriffen, welche sich bereits positiv auf die Sicherheitslage in und um die Bundesasyl-
zentren auswirken. So haben die vom SEM eingeführten 24-Stunden-Verfahren sowie ein verstärk-
tes Sicherheitsdispositiv dazu geführt, dass die Schweiz für kriminelle Asylsuchende zusätzlich unat-
traktiv ist. Die KKJPD spricht sich für ein konsequentes Vorgehen der Behörden im Einzelfall und 
eine verbesserte Koordination von der Verhaftung bis hin zur Ausschaffung aus. 

Polizeilicher Datenaustausch 

Die KKJPD hat nach dem Urteil 1C_63/2023 vom 17. Oktober 2024 des Bundesgerichts zur Verfas-
sungskonformität des Polizeigesetzes Luzern ausserdem eine Aussprache zum weiteren Vorgehen 
zur Verbesserung des interkantonalen Polizeidatenaustauschs geführt. Der Bundesgerichtsentscheid 
liefert Leitlinien für die künftige Ausgestaltung der notwendigen Rechtsgrundlagen, wirft aber auch 
einige Fragen auf, die nun vertieft geprüft werden sollen. Die Konferenz wird zu gegebener Zeit über 
das beschlossene Vorgehen informieren. 

 

Für weitere Auskünfte:  

• Florian Düblin, Generalsekretär KKJPD, +41 79 820 39 13 (ab 13.00 Uhr) 

 

 

Filzbach, 15. November 2024 

 


